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Zugang zu amtl¡chen lnformationen;
f hre E-Mail vom 27. Juni 2015

Sehr geehrter Herr Afework,

über lhren mit E-Mail vom 27. Juni 2015 gestellten Antrag auf Zugang zu amtlichen

lnformationen des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales ergeht der folgende

Bescheid:

Der Antrag wird abgelehnt

Gebühren und Auslagen werden nicht erhoben

Beqründunq:

Mit lhrer Email vom27. Juni 2015 beantragen Sie die Zusendung derTelefon- und Mit
arbeiterliste des Leitungs- und Kommunikationsstabs des Bundesministeriums für Arbeit

Dienstgebäude Bonn-Duisdorf, Rochusstraße 1: Bushaltestelle Rochusstraße, Bundesministerien (608,609,800,843,845)
oder Haltepunkt "Helmholtzstraße" der RB 23 und ca 10 Minuten Fußweg

Dienstgebäude Bonn-Duisdorf, VillemomblerStraße 76: Busl¡n¡en (605,606,607,608,609,843)
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Sie stützen lhren Antrag auf $ 1 Absatz 1 des Gesetzes zur Regelung des Zugangs zu

lnformationen des Bundes (lnformationsfreiheitsgesetz - IFG).

il.

Nach $ 7 Absatz 1 IFG bin ich für die Entscheidung über lhren Antrag zuständig. Dieser

betrifft lnformationen des BMAS, zu deren Verfügung ich berechtigt bin.

lhr Antrag ist zulässig, aber unbegründet.

Sie haben keinen Anspruch auf Übersendung der Telefon- und Mitarbeiterliste des

Leitungs- und Kommunikationsstabs (LK) sowie der Büros der Staatsekretäre des BMAS.

Zwar hatjeder grundsätzlich nach $ 1 Absatz 1 Satz 1 IFG gegenüber den Behörden des

Bundes einen'Anspruch auf Zugang zu amtlichen lnformationen.

Bei den von lhnen angeforderten Unterlagen handelt es sich auch um amtliche

lnformationen in diesem Sinne (vgl. S 2 Nummer 1 IFG).

Der Anspruch auf lnformationszugang ist im vorliegenden Falljedoch gesetzlich

ausgeschlossen, da die von lhnen begehrten lnformationen Ausschlusstatbeständen nach

dem IFG unterfallen.

lhr Antrag auf lnformationszugang ist nach S 3 Nr.2 IFG ausgeschlossen.

Hiernach besteht der Anspruch auf lnformationszugang nicht, wenn das Bekanntwerden

der lnformation die öffentliche Sicherheit gefährden kann.

Die öffentliche Sicherheit umfasst auch die Funktionsfähigkeit der staatlichen

Einrichtungen.

Sie ist gefährdet, wenn bereits die Möglichkeit besteht, dass die organisatorischen

Vorkehru ngen staatlicher Stel len zu r effektiven Aufgabenerled ig u ng gestört werden

können und die Arbeit der betroffenen Beschäftigten beeinträchtigt oder erschwert wird.

Die Erhaltung der aufgabengemäßen Funktionsfähigkeit umfasst somit auch die

Verhinderung und Abwehr äußerer Störungen des Arbeitsablaufs.

Als Folge der Herausgabe der von lhnen beantragten lnformationen ist mit zahlreichen

Anrufen im LK sowie in den Büros der Staatssekretäre zu rechnen. Dies gilt umso mehr,
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Weise veröffentlicht werden (können) und somit nicht nur mit lhren Anrufen, sondern der

Anrufe zahlreicher Bürger zu rechnen ist. Hierdurch würden die Arbeitsabläufe in dem

genannten Bereich empfindlich gestört.

Um eine effektive Aufgabenerfüllung des BMAS zu gewährleisten, sind ,,Behinderungen"

der Arbeitsabläufe auf ein Minimum zu beschränken. Zu diesem Zweck hat das BMAS

eigens ein Bürgertelefon eingerichtet. Zu den einzelnen Themenbereichen des BMAS gibt

es spezielle Durchwahlnummern unter denen eine Expertin / ein Experte weiterhelfen

kann. Die einzelnen Durchwahlnummern können im lnternet unter

http://www.bmas.de/DE/Service/Buergertelefon/inhalt.html;jsessionid=E2B89A43AgE97F3

865941 66CT 41 F9563 eingesehen werden.

Durch die Herausgabe der Namen und Telefonnummern der Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter des LK sowie der Büros der Staatssekretäre würde die organisatorische

Entscheidung, Anfragen durch das Bürgertelefon zu beantworten, umgangen. Die

effektive Aufgabenerledigung des BMAS würde gestört und die Arbeit der betroffenen

Beschäftigten beeinträchtigt und erschwert werden.

Somit ist hier die Möglichkeit einer Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit nach

$ 3 Nr.2 IFG gegeben.

Darüber hinaus ist der Anspruch auch nach $ 5 Absatz 1 Satz 1 IFG ausgeschlossen.

Danach darfder Zugang zu personenbezogenen Daten nurgewährtwerden, wenn das

lnformationsinteresse des Antragstellers das schutzwürdige lnteresse des Dritten am

Ausschluss des lnformationszugangs überwiegt oder der Dritte eingewilligt hat.

Bei den von lhnen begehrten Namen und Telefonnummern handelt es sich um personen-

bezogene Daten Dritter (vgl. S 2 Nr.2 IFG).

Es ist nicht ersichtlich, dass lhr lnformationsinteresse das schutzwürdige lnteresse der

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des LK und der Büros der Staatsekretäre übenruiegt. Es

besteht auch keine Veranlassung eine Einwilligung der Beschäftigten einzuholen.

Etwas Anderes ergibt sich auch nicht aus $ 5 Absatz 4 lFG, wonach Name, Titel,

akademischer Grad, Berufs- und Funktionsbezeichnung, Büroanschrift und

-telekommunikationsnummer von Bearbeitern vom lnformationszugang nicht

ausgeschlossen sind, soweit sie Ausdruck und Folge der amtlichen Tätigkeit sind und kein

Ausnahmetatbestand erfüllt ist.
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Bediensteten, die mit einem konkreten Vorgang, auf den sich das lnformationsbegehren

bezieht, betraut gewesen sind, zugänglich.

Mit lhrem Antrag begehren Sie pauschal die Herausgaben von personenbezogenen

Daten, ohne sich hierbei auf einen konkreten Vorgang zu beziehen. Ein

uneingeschränkter Zugang zu personenbezogenen Daten von Mitarbeiterinnen und

Mitarbeitern des LK sowie der Büros der Staatssekretäre ergibt sich nicht aus

$ 5 Absatz 4 lFG, da hier kein Bezug zu einem konkreten Vorgang besteht und die

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter somit keine ,,Bearbeitel' im Sinne dieser Vorschrift sind.

Rechtsbehelfs beleh ru ng :

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch

erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales,

Referat Za4, Rochusstraße 1, 53123 Bonn, schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen

Mit freundlichen Grüßen

lm Auftrag

Kämpken


